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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir nehmen zum oben genannten Gesetzentwurf wie folgt Stellung. 
 
Der Entwurf sieht eine Harmonisierung der Landesregelungen zur Informationsfreiheit mit 
den Bestimmungen des entsprechenden Bundesgesetzes vor. Dies begrüßen wir, da es 
grundsätzlich den behördlichen Verwaltungsvollzug erleichtert und bei den Bürgerinnen und 
Bürgern für mehr Rechtsklarheit sorgt. 
 
Gleichwohl ist uns der hierfür in § 1 des Entwurfs vorgesehene dynamische Verweis auf 
Bundesrecht zu weitgehend. Die Eigenständigkeit des Landes Baden-Württemberg im föde-
ralen System der Bundesrepublik muss gewahrt bleiben. Der Bund darf mit seinen Geset-
zen nicht automatisch auch Landesrecht erlassen bzw. ändern, zumal Abweichungen auf-
grund baden-württembergischer Besonderheiten im Einzelfall erforderlich sein können. 
 
Die in § 5 des Entwurfs vorgesehene Gebührenverordnung müsste den Kommunen die 
Möglichkeit eröffnen, für Auskünfte kostendeckende Gebühren erheben. 
 
Wiewohl neben dem Bund auch Bundesländer seit geraumer Zeit über Informationsfrei-
heitsgesetze verfügen, sind wir vom Mehrwert eines solchen Gesetzes für die Bürgerschaft 
und die Verwaltungen auf kommunaler Ebene noch nicht überzeugt. Neben den umfassen-
den Informationsvorschriften des allgemeinen und besonderen Verwaltungsrechts verlangt 
auch § 20 GemO von den Kommunen die Unterrichtung ihrer Einwohnerschaft. Ferner wird 
die Einwohnerschaft zur Teilnahme an den nach § 35 GemO in der Regel öffentlichen Sit-
zungen des städtischen Gemeinderats und seiner Ausschüsse eingeladen und kann sich 
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dort ggf. im Rahmen von Fragestunden nach § 33 Abs. 4 GemO direkt an das Stadtober-
haupt wenden, welches dann zur Stellungnahme verpflichtet ist.  
 
Umfassende generelle und einzelfallbezogene Auskünfte werden ferner unter anderem in 
städtischen Bürgerämtern und via die Internetangebote der Städte erteilt. Insbesondere hier 
stoßen die Informationsmöglichkeiten allerdings auch an die Grenzen des Individualdaten-
schutzes – unter anderem bei der Veröffentlichung von Gemeinderatsdrucksachen. Der 
Landesbeauftragte für den Datenschutz hat hierauf wiederholt hingewiesen und zu Recht 
zum sensiblen Umgang mit personenbezogenen Daten gemahnt. Ein Informationsfreiheits-
gesetz kann und soll den Schutz personenbezogener Daten weder aufheben noch lockern.  
 
Angesichts der Rechtsentwicklungen beim Bund und in den anderen Bundesländern soll 
nicht der unzutreffende Eindruck entstehen, dass den Bürgerinnen und Bürgern in Baden-
Württemberg mangels eines Informationsfreiheitsgesetzes öffentlich zugängliche Informati-
onen vorenthalten werden. Andererseits wenden wir uns gegen den Erlass von Gesetzen 
mit Placeboeffekt, die großen Verwaltungsaufwand verursachen, ohne Nennenswertes zu 
bewirken. Welcher Abgrenzungs- und Umsetzungsaufwand auf Verwaltungsseite durch ein 
Informationsfreiheitsgesetz entstehen kann, zeigt der per Bundestagsdrucksache 16/8500 
veröffentlichte 88-seitige Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit für die Jahre 2006 und 2007. 
 
Wir schlagen daher vor, Erfahrungsberichte jener Bundesländer einzuholen, die bereits 
über Informationsfreiheitsgesetze verfügen. In diesen Berichten sollten Ausführungen zur 
Gesetzespraxis auf kommunaler Ebene enthalten sein. Erst aufgrund dieser Berichte sollte 
über ein baden-württembergisches Informationsfreiheitsgesetz entschieden werden.  
 
Auswirkungen auf die Gesetzgebung im Bereich Informationsfreiheit dürfte zudem die in 
Beratung befindliche „Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum 
freien Datenverkehr (Datenschutz-Grundverordnung)“ entfalten. Der Erlass dieser Verord-
nung sollte daher unbedingt abgewartet werden, bevor ggf. Landesregelungen ergehen. 
 
Eine abschließende Bewertung des vorliegenden Entwurfs können wir erst aufgrund der 
Erfahrungsberichte anderer Bundesländer und der Datenschutz-Grundverordnung vorneh-
men. Einstweilen lehnen wir den Erlass eines Informationsfreiheitsgesetzes deshalb ab. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Prof. Stefan Gläser 
Oberbürgermeister a. D. 




